
Die Beschleunigung des Verfahrens
Wenn bei dem Staatlichen Vertragsgericht Anträge 

gestellt werden, dann geht es nicht nur darum, von 
Betrieb zu Betrieb einen materiellen Ausgleich für 
die Folgen einer Vertragsverletzung in Form der Ge­
währleistung bei Mängeln des gelieferten Vertrags­
gegenstandes in Form des Schadensersatzes oder der 
Vertragsstrafe herbeizuführen. Es liegt vielmehr im 
Interesse der gesamten Wirtschaft, Mängel im Wirt­
schaftsablauf, die in Form von Vertragsverletzungen 
auftreten, aufzudecken und damit die Voraussetzun­
gen für ihre Beseitigung zu schaffen. Mängel im Pro­
duktionsprozeß, bei der Kooperation oder auch in 
der Planungsmethode müssen, sobald sie festgestellt 
wurden, schnell behoben werden, um weitere Schäden 
für die Volkswirtschaft zu vermeiden. Wenn sich z. B. 
bei der Lieferung von Stahl einer bestimmten Ab­
messung und Güte herausstellt, daß dieser Stahl ver­
deckte Mängel in Form von Rissen und Lunkern auf­
weist, dann ist es notwendig, daß der Lieferbetrieb 
hiervon schnell unterrichtet wird. Der Erreichung 
dieses Ziels dient einmal die kurze Frist für die An­
zeige des Mangels an den Lieferer und zum anderen 
die schnelle Durchführung des Verfahrens vor dem 
Staatlichen Vertragsgericht, wenn die Streitigkeiten 
zwischen den Vertragspartnern zum Verfahren führ­
ten. Noch sinnfälliger wird die Forderung nach einer 
schnellen Durchführung des Verfahrens, wenn es sich 
um den Abschluß von Verträgen handelt. Ebenso 
sollte aus Gründen der Klarheit der Finanzen über 
strittige Rechte und Verpflichtungen von Betrieben 
schnellstens eine Klarstellung evtl, unter Anrufung 
des Staatlichen Vertragsgerichts herbeigeführt werden.

Der Grundsatz, daß das Verfahren vor dem Staat­
lichen Vertragsgericht der s c h n e l l e n  Entscheidung 
von Streitigkeiten dient, die vor das Staatliche Ver­
tragsgericht gehören, steht deshalb im Entwurf an 
erster Stelle. Um diesen Grundsatz zu verwirklichen, 
enthält der Entwurf eine Reihe von Einzelbestimmun­
gen. Der Antragsgegner ist z. B. verpflichtet, sich 
innerhalb einer bestimmten, vom Vertragsgericht ge­
setzten Frist zu dem Antrag zu erklären (§ 7). Um 
hierbei Zeit zu sparen, die auf dem Postwege verloren 
geht, sind zwar — wie bisher — die Antragserwide­
rung und weitere Schriftsätze dem Staatlichen Ver­
tragsgericht in Urschrift einzureichen, die weiteren, 
für den Partner bestimmten Ausfertigungen der 
Schriftsätze aber dem Partner unmittelbar zu über­
senden. Wenn durch die direkte Zusendung von 
Schriftsätzen und Anlagen das Gebot der Wachsam­
keit verletzt würde, sind die weiteren Ausfertigungen 
nicht dem Partner, sondern dem Staatlichen Vertrags­
gericht zuzuleiten. Das Staatliche Vertragsgericht be­
stimmt dann, in welchem Umfang der Inhalt der 
Schriftsätze sowie Anlagen dem Partner zugänglich 
gemacht werden.

Der Beschleunigung des Verfahrens dient weiter­
hin die Bestimmung, die mündliche Verhandlung so 
vorzubereiten, daß auf Grund eines einzigen Haupt­
verhandlungstermins entschieden werden kann (§ 9 
Abs. 1).

Die Einbeziehung Dritter in das Verfahren (§§ 12 ff.) 
dient ebenfalls der Beschleunigung, denn hierdurch 
kann nicht nur die Aufklärung des Sachverhalts ge­
fördert werden, sondern auch ein zweites Verfahren 
mit dem Vorlieferanten eines Partners erspart bleiben.

Der Grundsatz der Beschleunigung des Verfahrens 
erfordert, daß ein Partner die Folgen auf sich nehmen 
muß, die sich für ihn ergeben, wenn er trotz ordnungs­
mäßiger Ladung im Termin nicht erscheint. In einem 
solchen Fall kann — wie seither — in Abwesenheit 
dieses Partners verhandelt und entschieden werden. 
Ein Regulativ gegen Fehlentscheidungen bildet der 
im folgenden noch zu| ^^besprechende Grundsatz der 
Ermittlung des wirklichen Sachverhalts.

Die nach der bisherigen Verfahrensordnung be­
stehende Möglichkeit, mit Einwilligung der Partner 
ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden, hat sich 
bewährt. Auf diese Weise können nach der Aufklärung 
des Sachverhalts Zeit und Reisekosten der Partner, 
aber auch der zu der mündlichen Verhandlung sonst 
hinzuzuziehenden Schiedsrichter gespart werden. 
Diese Möglichkeit ist im § 24 insofern weiter aus­

gebaut, als es der Zustimmung der Partner zu einer 
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung nicht be­
darf, wenn der Streitwert 500 DM nicht übersteigt.

Der Beschleunigung dienen auch die Bestimmungen 
über die Leistungsaufforderung. Wird beim Staatlichen 
Vertragsgericht ein Antrag wegen Zahlung eines Geld­
betrages eingereicht, und enthält der Antrag die 
Gründe für' die Zahlungspflicht des Schuldners, so 
kann das Staatliche Vertragsgericht dem Antrags­
gegner die Aufforderung zustellen, die Zahlung inner­
halb von zwei Wochen zu leisten. Der Schuldner hat 
das Recht, gegen die Leistungsaufforderung innerhalb 
von weiteren zwei Wochen (bisher 10 Tagen) schrift­
lich und begründet Widerspruch einzulegen. Geschieht 
dies nicht, dann erläßt das Staatliche Vertragsgericht 
auf Antrag eine Leistungsanweisung, welche die Wir­
kung eines Schiedsspruchs hat. Gegen die Leistungs­
anweisung kann Beschwerde eingelegt werden (§ 44).

Die Beschleunigung des Verfahrens erfordert eine 
Mitwirkung der Partner. Wenn ein Partner einer ihm 
gegenüber vom Staatlichen Vertragsgericht erlassenen 
Aufforderung zur Abgabe einer Erklärung nicht nach­
kommt und dadurch die Erledigung des Verfahrens 
verschleppt, gibt § 69 des Entwurfs dem Staatlichen 
Vertragsgericht die Möglichkeit, nach vorheriger An­
drohung eine Ordnungsstrafe zu verhängen.

Die Ermittlung des wirklichen Sachverhalts unter 
Mitwirkung der Partner

Der Grundsatz der Beschleunigung des Verfahrens 
steht in engem Zusammenhang mit dem der Ermitt­
lung des wirklichen Sachverhalts unter Mitwirkung 
der Partner (§ 1 Satz 2) — wie überhaupt alle Vor­
schriften der Verfahrensordnung nur in ihrem Zu­
sammenwirken richtig verstanden werden können.

Auf Grund des wirklichen Sachverhalts zu ent­
scheiden bedeutet, daß das Staatliche Vertragsgericht 
nicht nur in Verfahren, die es aus eigener Initiative 
durchführt, sondern auch in denjenigen, die auf An­
trag eines Vertragspartners eingeleitet werden — was 
die Regel ist —, bei seiner Entscheidung nicht an die 
Sachanträge der Partner gebunden ist, da es um ge­
sellschaftliche Interessen geht.

Die Ermittlung des wirklichen Sachverhalts ist aber 
nicht ausschließlich Aufgabe des Staatlichen Vertrags­
gerichts. Zwar wirken bereits die operativ-wirtschaft­
liche Selbständigkeit und die materielle Interessiert­
heit1 der beiden sich in dem Verfahren gegenüber­
stehenden Betriebe in der Richtung, daß die Fest­
stellung des wirklichen Sachverhalts gefördert wird, 
jedoch enthält der Entwurf der Verfahrensordnung 
außerdem die Verpflichtung für die Partner, unter 
Anleitung des Staatlichen Vertragsgerichts bei der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken.

Die Mitwirkungspflicht der Partner wird durch Be­
stimmungen im materiellen Recht und in der Ver­
fahrensordnung konkretisiert. § 100 des Entwurfs der 
VO über das Vertragssystem in der sozialistischen 
Wirtschaft (in der Fassung vom 6. Dezember 1955) ent­
hält z. B. als allgemeine Regel für die Geltendmachung 
von Schadensersatzansprüchen, daß der Gläubiger 
die Höhe des Schadens und die Vertragsverlet­
zung durch den Schuldner zu beweisen hat. Für 
die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 
vor dem Staatlichen Vertragsgericht besteht also 
die Mitwirkungspflicht des Antragstellers in der Auf­
klärung des Streitfalles darin, den Beweis für die 
Höhe des Schadens und die Vertragsverletzung durch 
den Antragsgegner zu führen. Angesichts dieser Be­
weisführungspflicht des Antragstellers könnte die 
falsche Meinung entstehen, das Staatliche Vertrags­
gericht befände sich hierbei in einer passiven Rolle. 
In Wirklichkeit besteht die aktive Rolle des Staat­
lichen Vertragsgerichts darin, dem Antragsteller bei 
der Führung des Beweises Hilfe zu leisten, indem es 
z. B. Anfragen an Dienststellen richtet, die dem An­
tragsteller nicht übergeordnet sind, Sachverständige 
lädt oder überhaupt eigenes Wissen verwertet.

Der Entwurf der Verfahrensordnung enthält eine 
Reihe von Bestimmungen, welche die in § 1 allgemein 
festgelegte Mitwirkungspflicht der Partner in Verfah­
ren vor dem Staatlichen Vertragsgericht konkreti­
sieren.
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